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Kinderschutzkonzept
der Stadt Cottbus



Vorwort

Das Kinderschutzkonzept wurde im Rahmen des Fachtages Kinderschutz am 1.12.2007 der
Fachoffentlichkeit vorgestellt.

Die Stadt Cottbus hat sich dafur entschieden, eine Koordinationsstelle fir Kinderschutz ein-
zurichten. Diese Stelle wurde im Juni 2008 besetzt. Seit dem wird kontinuierlich an der Um-
setzung des Konzeptes gearbeitet.

Die bisherigen Schwerpunkte in der Umsetzung des Konzeptes lagen in der Aufklarung und
Sensibilisierung sowie der Starkung der Handlungssicherheit der Fachkrafte in der Kinder-
und Jugendhilfe aber auch gezielt ausgewahlter Kooperationspartner.

Dies ist durch gemeinsam vereinbarte Arbeitsstrukturen sowie erarbeitete Leitfaden, Doku-
mentationen und Kooperationsvereinbarungen gelungen.

Standige Angebote der Weiterbildung fiir die verschiedenen Leistungsbereiche und Koopera-
tionspartner unterstitzen diesen Prozess.

Mit der Fortschreibung des Konzeptes, werden die derzeitigen Arbeitsweisen im Kinder-
schutz der Fachkrafte sowie der Kooperationspartner beschrieben.

Nunmehr geht es darum, gemeinsam getroffene Vereinbarungen in ihrer Umsetzung zu be-
gleiten und auf ihre Alltagstauglichkeit zu prifen. Die Verfahren sind regelmafig auf den
Prufstand zu holen und neuen Anforderungen anzugleichen.

Unser Anliegen ist es, dieses Konzept als ein Gesamtkonzept aller am Thema Beteiligten
dieser Stadt weiterzuentwickeln. Dabei rickt die Pravention neben der Intervention mehr in
den Vordergrund.

Wir betrachten Kinderschutz als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die von allen Institu-
tionen, die Zugang zu Lebenssituationen von Kindern und Jugendlichen haben, wahrge-
nommen werden muss.

Anmerkung: Das Jugendamt der Stadt Cottbus wird seit 2008 als Fachbereicht Jugend,
Schule und Sport bezeichnet. In diesem Konzept beziehen wir uns auf die gesetzlichen Vor-
gaben des SGB VIII und verwenden die Bezeichnung Jugendamt bzw. 6ffentlicher Trager
der Jugendhilfe.

Katrin SchloBhauer - Fachbereich Jugend, Schule und Sport, Koordinatorin fir Kinderschutz

mit Unterstltzung von

André Bernhard - Fachbereich Jugend, Schule und Sport, erzieherischer Kinder- und
Jugendschutz

Antje Henkler - Fachbereich Jugend, Schule und Sport, Teamleiterin Jugendférderung

Sigrun Hainke - Fachbereich Jugend, Schule und Sport, Leiterin der Erziehungs- und
Familienberatungsstelle

Peggi Taubner - Fachbereich Jugend, Schule und Sport, Sozialarbeit an Schule

Doris Klinke-Schulze - Jugendhilfe Cottbus gGmbH, Psychologin in der Erziehungs- und
Familienberatungsstelle

Marina Maasch - GPWO, ambulante Dienste
Alex Hoestermann/
Alexandra Jagel - SOS -Beratungszentrum
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1. Kinderschutz, Kindeswohl und Kindeswohlgefdhrdung

Kinderschutz ist ein Sammelbegriff fur rechtliche Regelungen, staatliche als auch private
MalRnahmen sowie Institutionen, die dem Schutz von Kindern vor Beeintrachtigungen wie
altersunangemessener Behandlung, Ubergriffen und Ausbeutung, Verwahrlosung, Krankheit
und Armut dienen soll.

Kinderschutz ist als ein zentraler Auftrag im Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) formu-
liert: , Jugendhilfe soll (...) Kinder und Jugendliche vor Gefahren fiir ihr Wohl schiitzen.” 2
Durch die Novellierung des SGB VIII und Einflhrung des § 8a - Schutzauftrag bei Kindes-
wohlgefahrdung wurde der Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe gestarkt, indem er den
Auftrag an die Jugendamter prazisiert und die Fachkrafte der freien Trager in den Schutzauf-
trag mit einbindet.

Die Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe ergibt sich insbesondere aus dem Grundgesetz
(GG), dem Birgerlichem Gesetzbuch (BGB), dem Achten Sozialgesetzbuch (SGB VIII) und
der (1992 ratifizierten) UN-Kinderrechtskonvention; auf die wesentlichen Punkte verweisen
wir an dieser Stelle:

Achtung der Kinderrechte/ Diskriminierungsverbot (Art. 2)

Wohl des Kindes und Verwirklichung in Verwaltungsvorschriften (Art. 3, 4)

Recht auf Leben und Entwicklung (Art. 6)

Recht auf Eltern (Art. 9, 18)

Meinungs- und Informationsfreiheit, Schutz vor Schadigung durch Medien (Art.
13, 17)

Recht auf Bildung (Art. 28, 29)

Schutz vor jeder Form korperlicher oder geistiger Gewalt, Misshandlung oder
Vernachlassigung einschliel3lich des sexuellen Missbrauchs (Art. 16, 19, 34)
Schutz von Minderheiten (Art. 30)

Recht auf Ruhe, Freizeit, Spiel und Erholung (Art. 31)

Schutz vor Ausbeutung jeder Art (Art. 32, 36)

Schutz vor Suchtstoffen (Art. 33)

Recht auf Férderung bei Behinderung/ Integration geschadigter Kinder (Art. 23,
39)

Kindeswohl dient als zentraler Begriff in der Kinderschutzdiskussion. Kindeswonhl ist der
Entscheidungsmafstab im Rahmen des Familienrechts des BGB. Gleichzeitig ist er ein un-
bestimmter Rechtsbegriff. Das was wir als Kindeswohl bezeichnen, hangt ab von den kultu-
rellen, 6konomischen und individuellen Bedingungen von Familien.

Denn: ,Das Wohl der Kinder ist letztlich nur im Zusammenhang mit dem Wohl ihrer Eltern
und férderlichen Bedingungen der Gemeinschaft (Gemeinwohl) denkbar.*

Was Kindern wohl tut, entscheiden entsprechend dem Grundgesetz die Eltern selbst:
Art 6 Abs. 2: ,Pflege und Erziehung der Kinder sind das natiirliche Recht der Eltern und die
ihnen zuvorderst obliegende Pflicht.”

Obwohl eine klare, eindeutige Definition des Begriffes Kindeswohl schwierig ist, ist es umso
wichtiger, sich vor Augen zu halten, was Kinder flr ihre korperliche, psychische, emotionale
und soziale Entwicklung brauchen.

! www.wikipedia.de
2 vgl. § 1 Abs. 3 SGB VIl
8 vgl. Kinderschutzzentrum Berlin e.V. (Hg): Kindeswohlgefahrdung. Erkennen und Helfen. Berlin, 2009, S. 25



Die Befriedigung der Grundbedirfnisse von Kindern ist die Voraussetzung flr eine gelingen-
de Entwicklung.

T. Berry Brazelton und Stanley |. Greenspan beschrieben im Jahr 2002 ,sieben Grundbe-

diirfnisse von Kindern und Jugendlichen®*:

= Das Bedirfnis nach bestandigen liebevollen Beziehungen

= Das Bedirfnis nach korperlicher Unversehrtheit, Sicherheit und Regulation

= Das Bedurfnis nach Erfahrungen, die auf individuelle Unterschiede zugeschnitten
sind

= Das Bedurfnis nach entwicklungsgerechten Erfahrungen

= Das Bedirfnis nach Grenzen und Strukturen

= Das Bedurfnis nach stabilen, unterstitzenden Gemeinschaften und nach kulturel-
ler Kontinuitat

= Das Bedurfnis nach einer sicheren Zukunft fir die Menschheit

Die kindlichen Entwicklungsbedirfnisse sind in Abhangigkeit zum Alter des Kindes zu be-
trachten. Von den Eltern erfordert dies, sich immer wieder auf die wachsenden und wech-
selnden Bedurfnisse ihrer Kinder einzustellen.

Die Grenze des Elternrechtes nach Art. 6 des GG ist Uberschritten, wenn Eltern die Grund-
rechte ihres Kindes missachten.

»ZU solchen grundlegenden Rechten des Kindes gehdéren Menschenwurde, Leben, kdrperli-
che Unversehrtheit und Bewegungsfreiheit.... Nehmen Eltern ihre Verantwortung nicht wahr
bzw. Uberschreiten die Grenze ihres Elternrechts ist der Staat zur Intervention verpflichtet
(Art.6 Abs. 2 Satz 2 GG).“ ° Hier ist der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit zu beachten.

Der Gesetzgeber hat insbesondere das Familiengericht als auch das Jugendamt mit der
Wahrnahme von Aufgaben zum Schutz der Kinder und Jugendlichen betraut.’

So werden im § 1666 BGB familiengerichtliche MaRnahmen bei Gefahrdung des Kindes-
wohls definiert, welche die im Grundgesetz geschuitzten Elternrechte einschranken.

Im § 1 Abs. 3 Satz 3 SGB VIII heildt es, die Jugendhilfe soll Kinder und Jugendliche vor Ge-
fahren fUr ihr Wohl schitzen.

Aber auch andere staatliche Stellen, wie Polizei und Justiz haben konkrete Aufgaben in der
Ausiibung des staatlichen Wachteramtes.’

Die Diskussion um den Begriff der Kindeswohlgefahrdung wird weiter intensiv gefiihrt.
Obwohl gesellschaftliche Normen vorhanden sind, gibt es keine allgemein verbindliche Defi-
nition von Kindeswohlgefahrdung.

Mit der Neufassung des Paragraphen 1631 Abs. 2 BGB im Jahr 2000
.Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Kérperliche Bestrafungen,
seelische Verletzungen und andere entwirdigende Malinahmen sind unzulassig.”
sollte eine Norm gesetzt werden, die Orientierung im Umgang zwischen Eltern und Kindern
ist.
Trotz dieser Norm wird es unmadglich sein, alle ErziehungsmalRnahmen aufzulisten, die Kin-
dern in ihrer Entwicklung schaden. 8

‘1B Brazelton, S.J.Greenspan: Die sieben Grundbedirfnisse von Kindern. Weinheim und Basel: Beltz Verlag, 2008

% H. Schmidt/T. Meysen: Was ist unter Kindeswohlgeféahrdung zu verstehen? In: Handbuch Kindeswohlgefahrdung nach § 1666
BGB und Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD). Munchen: Deutsches Jugendinstitut e.V. , Kapitel 2 , 2006

®s.a. § 1666 BGB und §§ 1, 8a SGB VIII

" H. Schmidt/T. Meysen: Was ist unter Kindeswohlgefédhrdung zu verstehen? In: Handbuch Kindeswohlgefahrdung nach § 1666
BGB und Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD). Miinchen: Deutsches Jugendinstitut e.V. , Kapitel 2 , 2006
8 vgl. Kinderschutzzentrum Berlin e.V. (Hg): Kindeswohlgefahrdung. Erkennen und Helfen. Berlin, 2009, S. 38



Die Neuauflage der Broschiire ,Kindeswohlgefahrdung erkennen und helfen“ gibt eine gut
handhabbare Orientierung zur Definition des Begriffes:

» KINDESWOHLGEFAHRDUNG

ist ein das Wohl und die Rechte eines Kindes
(nach Maligabe gesellschaftlich geltender Normen und
begriindeter professioneller Einschatzung)

beeintrachtigendes Verhalten oder Handeln bzw.
ein Unterlassen einer angemessenen Sorge

durch Eltern oder andere Personen

in Familien oder Institutionen
(wie z. B. Heimen, Kindertagesstatten, Schulen,
Kliniken oder in bestimmten Therapien)

das zu nicht-zufélligen Verletzungen,
zu korperlichen und seelischen Schadigungen

und / oder Entwicklungsbeeintrachtigungen
eines Kindes fuhren kann,

was die Hilfe und eventuell das Eingreifen
von Jugendhilfe-Einrichtungen und Familiengerichten
in die Rechte der Inhaber der elterlichen Sorge

im Interesse der Sicherung der Bedurfnisse und des Wohls eines Kindes notwendig
machen kann*?®

Kindeswohlgeféahrdung lasst sich in der Regel nicht auf eine einzelne isolierte Handlung oder
Unterlassung reduzieren.
Bei der Einschatzung durch die Fachkrafte, ob das Kindeswohl gefahrdet ist, ist die familiare
Atmosphare, in der ein Kind aufwachst von Bedeutung und ob
die Beziehungen verlasslich sind,
es neben Gefahrdungen schiitzende Faktoren gibt,
ein Kind Uber einen langeren Zeitraum so behandelt wird, dass es zu Schadigun-
gen und Beeintrachtigungen seiner Entwicklung kommt.

Kindeswohlgeféahrdung ist insofern als ein Syndrom zu verstehen, bei dem ein zielgerichtetes
aber auch ein ungewolltes Handeln bzw. Unterlassen in konfliktreichen Beziehungsarrange-
ments und schwierigen Lebensverhaltnissen (d.h. in komplexen Situationen) zur Verletzung,
Beeintrachtigung und Verstdrung eines Kindes fiihren kdnnen. ™

Der Bundesgerichtshof beschreibt Kindeswohlgefahrdung als ,eine gegenwartige, in einem
solchen Malke vorhandene Gefahr, dass sich bei der weiteren Entwicklung eine erhebliche
Schadigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lasst.*"

® Kinderschutzzentrum Berlin e.V. (Hg): Kindeswohlgefahrdung. Erkennen und Helfen. Berlin, 2009, S. 32
'%vgl. ebenda, S. 30
1 BGH in FamRZ 1956, S. 350 = NJW 1956, S. 1434
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Um Situationen von Kindeswohlgefahrdungen entsprechend bewerten zu kénnen und ange-
messen durch geeignete Angebote zu reagieren, ist eine grundsatzliche Unterscheidung in
verschiedene Erscheinungsformen von Kindeswohlgefahrdungen hilfreich. Als Hauptfor-
men werden in der Fachliteratur benannt:'?

B Vernachlassigung
= des korperlichen Kindeswohls
= des seelischen Kindeswohls
= der geistigen Entwicklung

B Misshandlung
= korperliche Misshandlung
= psychische Misshandlung

spezifische Formen:

» hochstrittige, eskalierte Trennungs- und Sorgerechtskonflikte;

= gskalierte Partnerschaftskonflikte; hausliche Gewalt;

» Minchhausen-Stellvertreter-Syndrom

(,Als subtile Spielform der Kindesmisshandlung manipulieren und

erzeugen fursorglich erscheinende Mutter (viel seltener Vater) z.T.
lebensbedrohliche Krankheitssymptome bei ihren Kindern, stellen
sie damit immer wieder Arzten vor und I6sen vielfache medizinische
Untersuchungen und Behandlungen aus, die sie im Weiteren durch
die wiederholte Erzeugung von Krankheitssymptomen unterlaufen.”)™

B sexueller Kindesmissbrauch

Nicht selten treten mehrere Formen der Gewalt gleichzeitig auf.

12 7BFs- Bayrisches Landesjugendamt: Schitzen-Helfen-Begleiten. Handreichung zur Wahrnehmung des Schutzauftrags in
der Jugendhilfe bei Kindeswohlgefahrdung. Minchen, 2008, S. 15

'3 Fachstelle Kinderschutz im Land Brandenburg — Start gGmbH - : Leitfaden zur Wahrnehmung des Schutzauftrages bei
Kindeswohlgefahrdung, 2006, S. 25 ff.



2. Struktureller Rahmen und inhaltliche Anforderungen fiir gelingenden Kin-
derschutz in der Jugendhilfe

2.1 Strukturen
Seit der Erarbeitung des Kinderschutzkonzeptes haben sich bereits vorhandene Strukturen
etabliert und wurden ausgebaut. Dies Iasst sich wie folgt verdeutlichen:

Ebene |
Koordination fir
Kinderschutz

Ebene I @

der ,insoweit erfahrenen
Fachkrafte nach
§ 8a SGB VIl

Ebene Il
Ansprechpartner und Fachkrafte in den Ein-
richtungen vor Ort

I T 71T 17

Kooperafionsparter aus Schule, Medzin, Polize], Justz dt Kinderschutzbund




Ebene 1: Koordination fur Kinderschutz

Seit Juni 2008 konnte im Zuge der Umsetzung des Kinderschutzkonzeptes die Koordinatorin
fur Kinderschutz ihre Tatigkeit aufnehmen.

Funktion und Aufgaben im Netzwerk: Koordinierung aller kinderschutzrelevanten Aufgaben
im Netzwerk; sowohl fachbereichsintern als auch extern;

Datensammlung zur Bedarfserfassung, Organisations-Management, Kontakt zur Arbeits-
und Fachebene, Steuerung der Offentlichkeitsarbeit und Praventionskoordinierung

Ebene 2: insoweit erfahrene Fachkrafte nach § 8a SGB VIII:

erfahrene Fachkrafte aus den verschiedenen Leistungsbereichen der Kinder- und
Jugendhilfe

Funktion und Aufgaben im Netzwerk: Anlaufstelle fiir Ebene lll, Schnittstelle zur Koordinati-
onsebene; Risikoabschatzung im Einzelfall, Fragestellungen, Erkenntnisse und Entwicklun-
gen aufgreifen, Vertiefung der Handlungskompetenz

Ebene 3: Ansprechpartner und Fachkréafte in den Einrichtungen vor Ort:

Mitarbeiter und Fachkrafte in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe

Funktion und Aufgaben im Netzwerk: Wahrnehmung von akuten Gefahrdungen und Ver-
nachlassigungen in ihrem Arbeitsfeld, Rickmeldung an Ebene Il Gber aktuelle Tendenzen,
konkrete Multiplikatoren fiir die Bevolkerung,

runder Tisch ,Kindeswohl*:

Der runde Tisch traf sich erstmalig im Marz 2008. Hintergrund waren die Landesempfehlun-
gen zurMKooperation im Kinderschutz zwischen Jugendhilfe, Schule, Gesundheit, Justiz und
Polizei.

Unter Beteiligung des Amtsgerichts, des Staatlichen Schulamtes, der Polizei, der Kinderklinik
des Carl-Thiem-Klinikums, der Staatsanwaltschaft sowie des Fachbereichs Jugend, Schule
und Sport trifft sich der runde Tisch zweimal jahrlich. lhm kommen hauptsachlich Steue-
rungsfunktionen in den einzelnen Kooperationsbereichen zu.

Arbeitskreis Kinderschutz
Der Arbeitskreis ,Kinderschutz® besteht seit 1993. Urspringlich wurde er mit der Bezeich-
nung ,Arbeitskreis gegen sexuellen Missbrauch“ gegriindet, um interdisziplinar gemeinsame
Vorgehensweisen in schwierigen Fallen abzustimmen. Mittlerweile hat sich der Arbeitskreis
als ein Unterstlitzungsangebot fir Helfer und Helferinnen etabliert.
Ziele des Arbeitskreises sind:

e Fachkrafte weiter zum Thema Kinderschutz zu sensibilisieren

e Angebote fir Helfer und Helferinnen zum Thema Kinderschutz zu entwickeln;

e Kooperationen zwischen den verschiedenen Professionen zu starken und damit
nachhaltig den Kinderschutz in der Stadt zu verbessern.

Dazu gehoren die Organisation und Durchfihrung von Weiterbildungs- und Informationsver-
anstaltungen zum Thema Kinderschutz, insbesondere in Kitas /Horten oder Schulen. Es be-
steht aber auch die Mdglichkeit, sich Arbeits- und Informationsmaterial auszuleihen.

Die Mitglieder des Arbeitskreises sind mafigeblich an der Vorbereitung und Durchfiihrung
des jahrlichen Fachtages sowie an Fortbildungsveranstaltungen zum Thema Kinderschutz
beteiligt.

Daher richtet sich dieses Angebot nicht nur an Fachkrafte der Kinder- und Jugendhilfe. Auch
die Teilnehmerlinnen des Arbeitskreises gehéren unterschiedlichsten Professionen an.

1 MBJS: Empfehlungen zum Umgang und zur Zusammenarbeit bei Kindesvernachlassigung und Kindesmiss-
handlung sowie bei entsprechenden Verdachtsfallen. In: Kinderschutz aktuell im Land Brandenburg 1



2.2 Inhaltliche Anforderungen an das Netzwerk

Diese verschiedenen Ebenen bilden mit den bestehenden Fachgremien und den Diensten
und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie den entsprechenden Kooperations-
partnern der Stadt Cottbus ein Netzwerk Kinderschutz.

Ziele des Netzwerkes:

10

Aus dem Netzwerk heraus werden Bedarfe erkannt und auf dieser Grundlage An-
gebote flr Familien, Erwachsene, Kinder, Jugendliche — kurz: fir alle Blrger der
Stadt Cottbus — unterbreitet, welche zum einen die Eigenkompetenz starken und
zum anderen zur Sensibilisierung in Fragen des Kinderschutzes beitragen.

Neben den allgemein Ubergreifenden Praventionszielen, die sich in den Konzep-
ten der einzelnen Institutionen wieder finden, gibt es

< frihestmdgliche

zielgruppenspezifische

niedrigschwellige

wohnortnahe

bedarfsgerechte

Angebote fur Risikogruppen im Sozialraum.

%

S

R/
0.0

3

*

7
0‘0

Malnahmen und Angebote zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Miss-
handlungen werden gesichert und koordiniert.

Kinder und Jugendliche, die misshandelt wurden oder von Misshandlungen be-
droht sind, werden umfassend wahrgenommen.

Alle Burgerinnen und Birger der Stadt Cottbus werden in ihrer Verantwortung ge-
starkt, Gefahrdungen von Kindern und Jugendlichen wahrzunehmen.

Kinder und ihre Familien sollen in verschiedenen Entwicklungs- und Ubergangs-
phasen frihzeitig und verlasslich gestarkt werden.

Trager und Institutionen sind verantwortlich fir die regelmaRige Qualifizierung

und Fortbildung der Fachkrafte, um sicher zu stellen, dass

« die Wahrnehmung zu Fragen des Kinderschutzes gesteigert und verbes-
sert wird

%+ Strategien zur Bekampfung von Vernachlassigung und Missbrauch entwi-
ckelt werden

% Entscheidungskompetenzen und Fachwissen steigen.



3. Rahmenbedinqungen zur Umsetzung des 8§ 8a SGB VI
3.1 Tragervereinbarungen und Dokumentation

Zur Sicherstellung des Schutzauftrages bei Tragern von Diensten und Einrichtungen, die
Leistungen nach dem SGB VIl erbringen, sind Tragervereinbarungen gem. §§ 8a und 72 a
SGB VIl geschlossen worden. Bestandteil der Tragervereinbarung ist das tragerinterne Ver-
fahren. Jeder Trager hat selbst die Pflicht, entsprechend der gesetzlich vorgeschriebenen
Handlungsschritte; seiner Rahmenbedingungen und Arbeitsaufgaben ein tragerinternes Ver-
fahren zu entwickeln.

= gewichtige Anhaltspunkte fiir Kindeswohlgefahrdung werden bekannt

= Abschatzung des Gefahrdungsrisikos ...

offentlicher Trager freie Trager

= Jugendamt

& &

... durch das ,Zusammenwirken ... durch Hinzuziehen einer ,insoweit erfahrenen
mehrerer Fachkrafte“ [Abs. 1,1] Fachkraft® (IEFK) [Abs. 2,1]

&

Einbeziehung desiKindes oder Jugendlichen
sowie des Personensorgeberechtigten,
soweit hierdurch_nicht der wirksame Schutz
in Frage gestelltjwird [Abs. 1,2]

% ¢
Hilfen anbieten auf die Inafispruchnahme von Hilfen hinwirken
[Abs. 1,3] [Abs. 2,2]

%

Bei Ablehnung der Hilfen
bzw. mangelnden Mdglichkeiten Information an
das Jugendamt [Abs. 2,2] (siehe Meldebogen)

= fachgerechte Dokumentation mit Unterscheidung von
sachlichen Informationen und persoénlichen Schlussfolgerungen

11



Diese Verfahren bei Kindeswohlgefahrdungen sind dem o&ffentlichen Trager entsprechend
der Tragervereinbarung mitzuteilen.

Aufgrund der Anderung des Bundeszentralregistergesetzes vom 1. Mai 2010 ist die Trager-
vereinbarung entsprechend abgeandert worden und wird mit allen Diensten und Einrichtun-
gen, die Leistungen nach dem SGB VIl in der Stadt Cottbus erbringen, neu abgeschlossen.

Fur folgenden Personenkreis ist nun die Vorlage eines erweiterten Flihrungszeugnisses bei
Einstellung und in regelmaRigen Abstanden verpflichtend:
1. fur Personen des o6ffentlichen Jugendhilfetragers, die gemaR § 72 a SGB VIl hinsichtlich
ihrer personlichen Eignung gepruft werden

2. fur Personen, in Diensten und Einrichtungen der freien Jugendhilfe. Im Rahmen der
Tragervereinbarungen gem. § 8a und § 72 a SGB VIlI, verpflichten sich diese Trager,
dass sie ebenfalls keine Personen beschéaftigen, die eine Verurteilung aufgrund o.g.
Straftaten begangen haben.

Fir Personen, die
a) eine sonstige berufliche oder ehrenamtliche Beaufsichtigung, Betreuung,
Erziehung oder Ausbildung Minderjahriger oder
b) eine Tatigkeit, die in einer vergleichbaren Weise geeignet ist, Kontakt
zu Minderjahrigen aufzunehmen

konnen sich Arbeitgeber gem. § 30 a BZRG zukiinftig ein erweitertes Flihrungszeugnis vor-
legen lassen.

Bei der Beantragung eines erweiterten Fihrungszeugnisses ist eine entsprechende Auffor-
derung vom Arbeitgeber vorzuweisen.'®

Der Fachbereich Jugend, Schule und Sport hat ein Musterformular fur diese Aufforderung
entwickelt.

Dieses Formular befindet sich in der Anlage und ist unter www.cottbus.de/kinderschutz zu
finden.

Beginnend im IV. Quartal des Jahres 2010 erfolgt eine Auswertung der tragerinternen Ver-
fahren zwischen dem o6ffentlichen und freien Trager der Jugendhilfe, um langfristig die Quali-
tat im Umgang mit Fallen von Kindeswohlgefahrdung zu sichern.

Um den Anforderungen einer sachgerechten Dokumentation zu entsprechen, wurde mit den
insoweit erfahrenen Fachkraften eine einheitliche Dokumentation entwickelt, die fir die tra-
gerinternen Verfahren verwendet werden sollte.

Der einheitliche Meldebogen an das Jugendamt, nach Abschluss des tragerinternen Verfah-
rens behalt fir alle Dienste und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe seine Gultigkeit.

Der offentliche Trager der Jugendhilfe stellt durch fachbereichsinterne Vereinbarungen
(Dienstanweisung 2/2009) sicher, dass alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachberei-
ches bei Meldungen zu mdglichen Kindeswohlgefahrdungen entsprechend handeln.

Der Allgemeine Sozialdienst (ASD) hat das Verfahren zum Umgang mit Kindeswohlgefahr-
dungen umfassend Uberarbeitet.

Mit den Einrichtungen und Projekten, die sich in Tragerschaft der 6ffentlichen Jugendhilfe
befinden, wurden entsprechend § 8a Abs. 2 SGB VIII ebenfalls tragerinterne Verfahren erar-
beitet. Die einheitliche Dokumentation findet ebenfalls Anwendung.

¥s.BZRG§30a
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Die Fachkrafte des ,Haus der Athleten sowie des Wohnheims des Max-Steenbeck-
Gymnasiums haben einen Handlungsleitfaden fur den Umgang mit Fallen von Kindeswohl-
gefahrdung speziell fur ihre Einrichtungen erarbeitet.

Auch fir Tagespflegepersonen in Cottbus sind Leitlinien zum Kinderschutz erarbeitet wor-
den.

3.2 Struktur und Anforderungen der Fachkrafte im Kinderschutz

Die im ersten Konzept beschriebene differenzierte Fachkraftestruktur hat sich in der Stadt
Cottbus entwickelt.

Fir die insoweit erfahrenen Fachkréafte wurde in Anlehnung an die Empfehlung der Fach-
stelle firr Kinderschutz ein umfassendes Anforderungsprofil entwickelt. "

3.2.1 Koordination Kinderschutz

Der offentliche Trager der Jugendhilfe hat eine Koordinationsstelle fiir Kinderschutz einge-
richtet.

Fallibergreifende Aufgaben:

= Umsetzung des Kinderschutzkonzeptes entsprechend § 8a SGB VIl

= fachliche Planung, Organisation und Durchfuhrung von Fort- und Weiterbildungs-
mafinahmen zum Kinderschutz (u.a. einmal jahrlich Organisation und Durchfiihrung
Fachtag ,Kinderschutz® 0.8. Veranstaltungen)

= fachliche Koordinierung und Begleitung der insoweit erfahrene Fachkrafte nach § 8a,
Abs. 2 SGB VIII

= fachliche Begleitung bei der Entwicklung von tragerinternen Verfahren nach § 8a
SGB VIl

= fachliche Begleitung des Aufbaus von Kooperationsstrukturen mit Tragern/ Diensten/
Institutionen und Einrichtungen der Justiz, der Polizei, des Gesundheitswesens und
der Bildung;

= Erarbeitung von Kooperationsvereinbarungen; Begleitung des Umsetzungsprozesses

= Analyse des Weiterbildungsbedarfs, fachliche Koordinierung und Begleitung von Wei-
terbildungsmafnahmen zum Kinderschutz fir die Kooperationspartner

= Gremienarbeit

= Offentlichkeitsarbeit

= Service- und fachbereichsubergreifende Moderation in Fallen von Kindeswohlgefahr-
dungen.

3.2.2 Insoweit erfahrene Fachkraft (IEFK)
Aufgaben und Rolle

Die insoweit erfahrene Fachkraft stellt kein neues Berufsbild der Sozialen Arbeit dar, sondern
ein Instrument der Qualitatsentwicklung im Kinderschutz, insbesondere im Verfahren der
Risikoabschatzung.

Sie hat im eigentlichen Sinne eine Doppelfunktion, die vordergriindig durch die unmittelbare
Mitwirkung an der Risikoabschatzung bestimmt wird. Auf Grundlage dieser eigenstandigen
Risikoabschatzung der insoweit erfahrenen Fachkraft berat diese im weiteren Verfahren die
fallzustandige Fachkraft bzw. weitere Fallverantwortliche.

Sie dient damit der Erhéhung der Handlungssicherheit bei den Fachkraften von Diensten und
Einrichtungen der Jugendhilfe.

"Shttp://www.fachstelle-kinderschutz.de cms/upload/Publikationen/Fachartikel/Die_insoweit_erfahrene_Fachkraft.pdf
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Die insoweit erfahrene Fachkraft berat zur Entscheidungsfindung, trifft grundsatzlich jedoch
keine Entscheidung und hat somit keine Fall- und Prozessverantwortung. Die Beratung der
insoweit erfahrenen Fachkraft ersetzt nicht die Diagnose/Einschatzung der Gefahrdungssitu-
ation durch die fallzustandige Fachkraft.

Aufgaben der insoweit erfahrenen Fachkraft im Verfahren der Risikoabschatzung:

Klarung der Rollen der einzelnen Beteiligten
Verbesserung der Handlungsfahigkeit der Beratenden
Klarung der individuellen Verantwortung der Fachkrafte
Strukturierung von Informationen und Beobachtungen
Strukturierung der Erarbeitung von Handlungsplanen
Versachlichung, besseres Fallverstehen

fallunspezifische Aufgaben:

= Vorbeugen® gegen personenbezogene und institutionelle Verdrangungsmechanis-
men

= Qualitatssicherung und —entwicklung in Bezug auf Verfahrensablaufe und
Entscheidungen

= Erarbeitung fachlicher Positionen und Standards

= Ermittlung von Fortbildungsbedarfen innerhalb des eigenen Zustandigkeitsbereiches

= Evaluation und Fortschreibung des tragerinternen Verfahrens im Zusammenwirken
mit der Koordinatorin fur Kinderschutz

= jahrliches Bilanzgesprach zum Umgang mit dem tragerinternen Verfahren

= steht nach Vereinbarung fir andere (kleine) Trager zur Verfigung (externe Fachkraft)

Sowohl unter fachlich als auch strafrechtlich relevanten Aspekt muss die insoweit erfahrene
Fachkraft auf offensichtliche Fehleinschatzungen oder unzureichende Schlussfolgerungen im
Rahmen der Risikoabschatzung nachdricklich hinweisen.

Anforderungen:

Grundsatzlich missen flr eine insoweit erfahrene Fachkraft die Anforderungen der §§ 72
und 72a SGB VIII erfullt sein. Damit ist gesichert, dass ausschlieBlich Fachkrafte der Ju-
gendhilfe in diesem Sinne in Betracht kommen; ehrenamtliche Mitarbeiter der Jugendhilfe
damit nicht betraut werden kénnen. Eine insoweit erfahrene Fachkraft sollte Gber eine mehr-
jahrige einschlagige Berufserfahrung (fachlich empfohlen: 5 Jahre) insbesondere in der Ar-
beit mit krisenhaften Situationen verfugen.

Bestimmte Kernkompetenzen sollten auRerdem ausgepragt sein:

= fachbereichstlibergreifende Rechtskenntnisse (SGB VIII, insbesondere § 8a, sowie
dessen gesetzliche Einbettung; BGB; FGG; StGB sowie gesetzliche Datenschutzbe-
stimmungen)

= diagnostische Kenntnisse und Fahigkeiten zum Erfassen und Bewerten riskanter Le-
benssituationen

= das Wissen um riskante Lebenssituationen fir Kinder, die Risikofaktoren, Entstehun-
gen und Auswirkungen auf die kindliche Entwicklung

= Fahigkeiten und Fertigkeiten in Gesprachsfihrung und Moderation (auch von Grup-
pen)

= die Fahigkeit zur Selbstreflexion

= die Fahigkeit zur professionellen Balance von Nahe und Distanz

= Kenntnisse Uber die regionale Angebotsstruktur und Netzwerkaktivitaten
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= Kenntnisse Uber und Erfahrungen mit der Arbeit des Fachbereichs Jugend, Schule
und Sport (Jugendamt)

= Kenntnisse Uber die Arbeit von Familiengerichten, Polizei, Staatsanwaltschaft sowie
Uber andere kinderschutzrelevante Institutionen und Behdrden aus den Bereichen
Bildung, Gesundheit, Soziales oder Arbeit

Der Trager ist dafiir verantwortlich, den Stellenanteil der IEFK(s) dem Bedarf anzupassen:
Absicherung von Vertretung
erhdhtes Fallaufkommen

3.2.3 Ansprechpartner Kinderschutz

Trager der Jugendhilfe, die
= nicht mindestens 3 Fachkrafte bzw.
= nicht die Voraussetzungen einer IEFK erflllen
sind verpflichtet, einen Ansprechpartner innerhalb ihres Tragers zu benennen.

Zur Abschatzung des Gefahrdungsrisikos suchen sich die Ansprechpartner eine ,insoweit
erfahrene Fachkraft”, die als externe Fachkraft zur Verfigung steht. Die Koordinatorin flr
Kinderschutz vermittelt dazu.

3.3 Fortbildungen der Fachkréafte

Neben der Verpflichtung jedes Tragers, seine Fachkrafte fortzubilden, werden regelmafig
tragerubergreifende Weiterbildungs- und Fortbildungsveranstaltungen zum Thema Kinder-
schutz durchgefiihrt. Die Bedarfsermittlung und Koordination der Themen obliegt der Koordi-
natorin fir Kinderschutz. Dabei werden bereits bestehende Potenziale genutzt.

Die Trager unterstitzen die Qualifizierung einer Mitarbeiterin bzw. eines Mitarbeiters zur ,in-
soweit erfahrenen Fachkraft” (IEFK). Diese ermittelt Bedarfe und organisiert Fortbildungen
innerhalb des eigenen Zustandigkeitsbereiches.

Die fachliche Begleitung der insoweit erfahrenen Fachkrafte ist eine der Aufgaben der Koor-
dinatorin fir Kinderschutz. Damit besteht fir die Trager ein Angebot, sich an der Qualitatssi-
cherung und Erarbeitung von Verfahrensstandards im Kinderschutz zu beteiligen. Hier hat
sich ein festes Arbeitsgremium gefunden, welches sich 6-mal jahrlich sowohl zu inhaltlichen
Fortbildungsveranstaltungen als auch zur Qualitatsentwicklung im Kinderschutz trifft.

Einmal jahrlich findet eine ganztagige multidisziplindre Veranstaltung (Fachtag 0.a.) zum
Thema Kinderschutz statt. Diese Veranstaltung soll den Fachkraften und Kooperationspart-
nern die Moglichkeit geben, den aktuellen Stand in Forschung und Praxis wahrzunehmen. Er
dient dem fachlichen Austausch, der Evaluation und der Weiterentwicklung dieses Konzepts.

4. Offentlichkeitsarbeit

Insgesamt kann festgestellt werden, dass die Menschen in Cottbus aufmerksamer geworden
sind. Das mag zum einen an den nach wie vor medial inszenierten Darstellungen von Einzel-
fallen liegen. Es ist aber auch ein erstes Ergebnis der konkreten Umsetzung des Kinder-
schutzkonzeptes, dass die Blrger gestarkt werden und Mut fassen, Hinweise zu geben oder
sich Hilfe und Rat zu holen.

Auch die Sensibilisierung und fachliche Weiterbildung der Fachkrafte flihrt dazu, dass kriti-
sche Situationen von Kindern frihzeitiger bemerkt und Eltern Hilfen vermittelt werden.

Dieser Prozess bedarf der stdndigen Begleitung durch Weiterbildungen fur Fachkrafte aber
auch entsprechende Informationsveranstaltungen fiir Eltern und andere Interessierte in Ein-
richtungen.
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Fur Kinder, Jugendliche und Eltern wird eine Broschiire herausgegeben, die es ihnen ermdg-
licht, schnell und auf einen Blick Ansprechpartner zu finden, wenn sie Rat, Hilfe oder Unter-
stutzung bendtigen.

Im Internet unter www.cottbus.de/kinderschutz kénnen die bisherigen Arbeitsmaterialien zum
Thema Kinderschutz, die fur die Stadt Cottbus erarbeitet wurden, eingesehen werden. Die
Daten sind fortlaufend zu aktualisieren.

Die Einrichtung einer zentralen Kinderschutz-Telefonnummer ist einer der Punkte des ersten
Kinderschutzkonzeptes, dessen Umsetzung noch nicht erfolgen konnte.

Die tatsachlichen Auswirkungen auf arbeitsorganisatorische Ablaufe bis hin zu arbeitsrechtli-
chen Regelungen konnten die Verfasser des ersten Konzeptes nicht abschatzen.

Ein entsprechender Vorschlag des 6ffentlichen Tragers der Jugendhilfe ist zu erarbeiten und
soll mit den AG "s nach §78 SGB VIII besprochen werden.

5. Kooperation

Kooperation im Kinderschutz heil3t; alle an Fragen des Kinderschutzes beteiligten Professio-
nen mehr miteinander zu verbinden und verbindliche Formen einer regelmaRigen, fallunab-
hangigen Zusammenarbeit zu entwickeln.

Eine besondere Rolle nehmen dabei die 6ffentliche Jugendhilfe, Einrichtungen der Kinderta-
gesbetreuung, die Schulen, das Gesundheitswesen, die Polizei, die Justiz, sowie weitere
soziale Dienste ein.

Jede der bei akuten Kinderschutzfallen beteiligten Institution hat eine eigene Kontroll-, Inter-
ventions- und Hilfestrategie. AulRerdem verfigen die einzelnen Institutionen Uber unter-
schiedliche Hilfemoglichkeiten.

Grundvoraussetzung fir eine erfolgreiche Zusammenarbeit ist daher ist das Wissen und
die Verstandigung um die unterschiedlichsten Handlungsbedingungen der Akteure.

= Kooperation setzt Vertrauen und gegenseitigen Respekt voraus.

= Kooperation braucht Verlasslichkeit; die Partner missen klare Absprachen treffen
und einhalten.

» Kooperation braucht ein gemeinsam vereinbartes Ziel, sie ist also auf einen Fall
oder auf eine Problemlésung gerichtet.

= Kooperation gelingt am besten ,auf Augenhdhe®, also zwischen gleichberechtig-
ten Partnern,

» auch wenn sie unterschiedliche Aufgaben haben.

= Kooperation erfordert einen uUberlegten Umgang mit Informationen. Die Partner
mussen sich gezielt und zuverlassig informieren.

Erfolgreiche Kooperation im Kinderschutz bedeutet in erster Linie gelebte Kommunikation.
Gemeinsam durchgeflihrte interdisziplinare Fortbildungsveranstaltungen dienen dazu, Ar-
beitsweisen des anderen kennen zu lernen, Grenzen im Handeln zu erfahren, um so ge-
meinsame Strategien fur fallabhdngige aber auch einzelfallunabhangige Kooperationen zu
entwickeln.

Die bereits bestehenden Netzwerke werden bendtigt, um die Kooperationsstrukturen weiter
zu festigen und auszubauen.

Auf der Arbeitsebene haben sich zwischen dem Jugendamt und 6ffentlichem Gesundheits-
wesen sowie der Kinderklinik des Carl-Thiem-Klinikum hervorragende Kooperationsstruktu-
ren entwickelt, die individuelle Hilfeangebote fur Familien erméglichen.
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Mit allen Grundschulen der Stadt Cottbus konnte eine Kooperationsvereinbarung zur Sicher-
stellung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefahrdung erarbeitet werden. Diese Vereinba-
rung trat am 29. September 2009 in Kraft.

Im Jahr 2011 soll der Abschluss dieser Vereinbarungen mit den weiterfihrenden Schulen der
Stadt gelingen. Die ersten Gesprache sind dazu erfolgt; die Schulen Uberarbeiten derzeit den
vorliegenden Handlungsleitfaden auf die spezielle Situation der Schiler und Schilerinnen
weiterfuhrender Schulen.

Das Jugendamt der Stadt Cottbus begleitet ebenfalls grenziiberschreitende Praventionspro-
jekte in enger Partnerschaft mit dem Deutschen Kinderschutzbund Ortsverband Cottbus e.V.

6. Pravention

Gelingender Kinderschutz beginnt mit Pravention.
Damit verbunden ist die Frage, welche Familien angesprochen werden und welche entspre-
chenden Rahmenbedingungen dafiir notwendig sind.

Man kann unterscheiden in:

Primare Pravention -  die Angebote erreichen alle Familien

Sekundare Pravention - die Angebote richten sich an Risikofamilien mit negativen kindlichen
Entwicklungsverlaufen

Tertiare Pravention -  die Angebote richten sich an Familien zur Versorgung bzw. Inter-
vention nach Kindesmisshandlung und Vernachlassigung’

Im Bereich der Primaren Pravention ist neben der bereits bestehenden Angebote der ver-
schiedenen Trager der freien Jugendhilfe mit dem Netzwerk Gesunde Kinder ein Angebot
geschaffen worden, was sich an alle Familien der Stadt richtet, ohne dass ein Defizit oder
eine Risiko bestehen muss. Die Herausforderung wird sein, dieses Projekt langfristig gut in
die bestehenden Netzwerkstrukturen und Angebote einzubinden. Auch die vorhandenen
Angebote sind zu sichern und die Vernetzung weiter zu koordinieren.

Entsprechend eines Fazits des 13. Kinder- und Jugendberichtes gilt auch fir Cottbus:

Fur einen nachhaltigen Kinderschutz braucht es eine Kombination aus Angeboten der prima-
ren, sekundaren und tertidaren Pravention. Den Schnittstellen zwischen Kinder-und Jugend-
hilfe und Gesundheitswesen kommt eine besondere Bedeutung zu.

Nachhaltiger und Uber die frihe Kindheit hinausreichender Kinderschutz und die dauerhafte
Etablierung entsprechender Strukturen erfordert eine administrative und finanzielle Veranke-
rung in der Kommune. '

Die Ausflihrungen aus dem Kinderschutzkonzept vom November 2007 haben in keiner Wei-
se an Bedeutung verloren, daher wurden sie genauso wieder Gibernommen.
Deren weitere schrittweise Umsetzung ist der Schwerpunkt im nachsten Zeitraum.

~Pravention fur die Stadt Cottbus beinhaltet in diesem Konzept u.a. folgende Schwerpunkte:
Erhaltung und Schaffung von sozialraumorientierten Netzwerken, Erarbeitung eines Verhal-
tenskodex und Offentlichkeitsarbeit.

Ziel fur die Stadt Cottbus ist es, vorhandene praventive Angebote im Kinderschutz zu sichern
und deren Vernetzung zu koordinieren. Eine Erfassung der Angebote ist unerlasslich. Sie
sind weiterzuentwickeln und auszubauen.

v vgl. U. Ziegenhain: Starkung elterlicher Beziehungs- und Erziehungskompetenzen - Chancen fiir praventive Hilfen im Kinder-
schutz in: U. Ziegenhain, J. M. Fegert (hg.): Kindeswohlgefahrdung und Vernachlassigung, Ernst Reinhardt Verlag, Miinchen,
2008

18 vgl. BFSFJ: 13. Kinder-und Jugendbericht, Drucksache 16/12860, S. 254
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Sozialraumorientierte Netzwerke mit dem Schwerpunkt Kinderschutz sind weiter auszubau-
en; hier sind die vorhandenen Trager der Jugendhilfe Kontakt- und Anlaufstelle fur Hilfesu-
chende und Fachkrafte.

Neben Angeboten im Sozialraum sollte Ubergreifend und fir die Stadt Cottbus verbindlich ein
Verhaltenskodex zur Pravention von Kindeswohlgefahrdungen in den Einrichtungen der Ju-
gendhilfe geschaffen werden, mit u. a. folgenden Inhalten: Kinder ernst nehmen, wertschat-
zender Umgang, Kinder stark machen, etc.

Wirksame Pravention muss die verschiedenen Lebensbereiche konkret ins Auge fassen und
unter Beteiligung verschiedener Akteure ein Netzwerk der Pravention mit dem Ziel der Ent-
wicklung familidrer Eigenkompetenzen aufbauen.

Individuelle Potenziale und Ressourcen sollen herausgebildet werden. Grundlage dafir sind
allgemeine Bildungsziele fir Familien entsprechend dem Motto: ,Starken unterstitzen und
Schwachen begrenzen.”

Reichweite und Erfolg von Pravention hangen von der Einbindung in kommunale Netzwerke
ab. Unbedingt notwendig ist die Einbeziehung spezifischer Kompetenzen unterschiedlicher
Professionen.“™

7. Finanzierung

Die Umsetzung des Kinderschutzkonzeptes erfordert die finanzielle Unterstiitzung der Stadt
Cottbus. Die notwendigen finanziellen Mittel fir die Umsetzung des Kinderschutzkonzeptes
wurden in H6he von 11.800,00 € im Haushalt des Fachbereiches eingestellt. Diese Finanzen
sind langfristig zu sichern.

8. Fortschreibung des Konzeptes

Das Konzept wird in regelmaRigen Abstanden, mindestens aller 2 Jahre fortgeschrieben. Bei
gesetzlichen Neuerungen, die Auswirkungen auf die inhaltliche Umsetzung des Konzeptes
haben, erfolgt eine entsprechende Fortschreibung zeitnah.

' Stadt Cottbus, Fachbereich Jugend, Schule und Sport: Kinderschutzkonzept der Stadt Cottbus aus Sicht der Jugendhilfe,
November 2007
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STADT COTTBUS
CHOSEBUZ

Tragervereinbarung nach 88 8a Abs. 2 und 72 a SGB VIl — Kinder- und Ju-
gendhilfe (KJHG) - Anderung 2010

Pramisse

Am 01.10.2005 trat das Gesetz zur Weiterentwicklung der Jugendhilfe in Kraft, das
als eine wesentliche Neuerung den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefahrdung konkre-
tisiert.

Die Anderung des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) im Mai 2010 erfordert die
Anderung der Tragervereinbarung.

Die Garantenpflicht des offentlichen Tragers der Jugendhilfe ebenso wie die Garan-
tenstellung der Fachkrafte fur die Sicherung des Kinderschutzes galten in der Ver-
gangenheit und gelten weiterhin.

Die Konkretisierung des Kinderschutzauftrages erfordert jedoch, insbesondere bei
den Fachkraften in den Handlungsfeldern Kindertagesbetreuung und Jugendarbeit,
Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz zusatzliche Qualifizie-
rung und Sensibilisierung fur die Belange des Kinderschutzes.

Um zu erreichen, dass alle Handlungsfelder der Jugendhilfe ein einheitliches Ver-
standnis von einer drohenden oder bereits existierenden Kindeswohlgefahrdung so-
wie einheitliche Verfahrensweisen entwickeln, sind handlungsfeldubergreifende Ver-
anstaltungen und Fortbildungen flr die bei den freien und o6ffentlichen Tragern der
Jugendhilfe beschaftigten Fachkrafte, aber auch fur die dort eingesetzten Ehrenamt-
lichen sowie bei den kommunalen Tragern von Einrichtungen und Diensten der Ju-
gendhilfe, die nicht ortliche Trager (§ 69, Ziffer 5 und 6, SGB VIII) sind, notwendig.

Handlungsfeld bezogene Vereinbarungen mussen die unterschiedlichen Anforderun-
gen der Handlungsfelder der Jugendhilfe berlcksichtigen. Letztere machen sich u.a.
fest an:

- Alter des die Einrichtungen besuchenden Kindes/Jugendlichen

- Vorhandensein/Nichtvorhandensein von Leitungskraften in der Einrichtung

- Vorhandensein/Nichtvorhandensein von Fachkraften der Jugendhilfe in der Ein-
richtung

- den Rahmenbedingungen, im Bedarfsfall Zugang zu den Eltern bzw. Erzie-
hungsberechtigten zu erlangen

- Besonderheiten der Trager von Einrichtungen und Diensten im Handlungsfeld

Zur Erfullung des in den §§ 8 a definierten Schutzauftrages und den in 72 a gefass-
ten Bestimmungen zur persdnlichen Eignung

wird zwischen der kreisfreien Stadt Cottbus, als ortlichem Trager der o6ffentlichen
Jugendhilfe
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vertreten durch den Oberblrgermeister; dieser vertreten durch die Leiterin des Fach-
bereiches Jugend, Schule und Sport

und dem/der

- nachfolgend: Trager —

nachfolgende Vereinbarung geschlossen:

1. Werden der Fac:hkraft1 einer Einrichtung/ eines Dienstes des Tragers gewichtige
Anhaltspunkte fur die Gefahrdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen be-
kannt, so informiert diese hieriber unverziglich den nach dem Verfahren des Tra-
gers benannten Verantwortlichen.

2. Zur Abschatzung des Gefahrdungsrisikos im Rahmen einer sich unverzuglich an-
schlielenden Fallberatung wird eine im Umgang mit spezifischen Gefahrdungssitua-
tionen erfahrene Fachkraft (insoweit erfahrene Fachkraft) hinzugezogen.

Verfugt der Trager selbst nicht Uber diese erfahrene Fachkraft, so zieht er eine ex-
terne Fachkraft hinzu. Das Jugendamt verflugt Uber eine entsprechende Liste der
Fachkrafte, die fur externe Anfragen zur Verfugung stehen.

2
Sofern der Trager Uber eine insoweit erfahrene Fachkraft verfugt, ist diese dem Ju-
gendamt zu benennen. Das Jugendamt erstellt aus diesen Nennungen eine Liste der
in Frage kommenden insoweit erfahrenen Fachkrafte.

3. Im Rahmen der Fallberatung wird, wenn angezeigt, entschieden, wer in welchen
Schritten und welchem Zeitraum mit dem Kind oder dem Jugendlichen und den Per-
sonensorge- oder Erziehungsberechtigten den wirksamen Schutz des Kindes oder
des Jugendlichen organisiert und auf die Inanspruchnahme notwendiger und geeig-
neter Hilfen hinwirkt (Schutzplan).

Besteht weiterer Beratungsbedarf Gber Art und Umfang der erforderlichen Hilfen, so
wird das Jugendamt hinzugezogen.

4. Bei der Einbeziehung der Personensorge- oder Erziehungsberechtigten ist insbe-
sondere sicherzustellen, dass der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendli-
chen nicht in Frage gestellt wird. Erscheint eine Abschatzung des Gefahrdungsrisi-
kos danach nicht moglich, wird das Jugendamt hinzugezogen.

5. Nehmen die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten Hilfen an, so informiert

der Trager das Jugendamt, falls diese Hilfen zur Abwendung der Gefahrdung als
nicht ausreichend erscheinen. Gleiches gilt bei Ablehnung der angebotenen Hilfen.
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Bei der Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung liegt die Federfuhrung fur die Hil-
feplanung beim Jugendamt (ASD). Dabei wird die Kooperation mit den bisher
beteiligten Fachkraften ggf. je nach Besonderheit des Einzelfalles Bestandteil des
Hilfeplanes.

6. Der Ablauf des Verfahrens ist in geeigneter Form zu dokumentieren. ’

7. Der Trager entwickelt ein eigenes Verfahren, um auf eine vermutete oder offen-
sichtliche Kindeswohlgefahrdung sicher und schnell reagieren zu kdnnen. Beide Ver-
tragspartner informieren sich gegenseitig Gber ihre Verfahrensgrundsatze.

8. Der Trager ist verpflichtet, die Bestimmungen des Datenschutzes gem. §§ 61 — 65
SGB VIII einzuhalten.

9. Dem Trager ist bekannt, dass er nach § 72a SGB VIIl keine Personen beschafti-
gen?soll, die wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174 c, 176 bis 181 a 182
bis 184 e oder § 225 rechtskraftig verurteilt worden sind (personliche Eignung).

10. Der Trager verpflichtet sich daher, von allen neu einzustellenden Personen die
Vorlage eines Fuhrungszeugnisses nach § 30a Abs. 1 BZRG zu verlangen.

Die personliche Eignung von ehrenamtlich Tatigen oder Praktikanten ist durch Vorla-
ge eines erweiterten Fuhrungszeugnisses festzustellen (ausgenommen sind Schu-
lerpraktikanten der 9. und 10. Klassen)

11. Der Trager verpflichtet sich dartber hinaus, von bei ihm beschaftigten Personen,
die unmittelbar mit der Erziehung, Beschaftigung, Beaufsichtigung, Beratung oder
Ausbildung von Kindern und Jugendlichen befasst sind oder in Einrichtungen tatig
sind, die diesen Zwecken dienen, die regelmalige Vorlage eines erweiterten Fuh-
rungszeugnisses im Abstand von funf Jahren zu verlangen.

1 Fachkrafte sind gem. § 72 SGB VIII Personen, die sich fiir die jeweilige Aufgabe nach ihrer Personlichkeit eignen und eine
dieser Aufgabe entsprechende Ausbildung erhalten haben.

2 siehe Anlage 2

3 siehe Anlage 3

4 Beschaftigung in Sinne dieser Vereinbarung schlieRt nur sozialversicherungspflichtige oder Gber SGB Il und Il geférderte
Arbeitsverhaltnisse ein.

Cottbus, den Cottbus, den

Monika Hansch
Fachbereichsleiterin

Stempel Stempel

Anlagen: Ubersicht Straftatbestéande
Anforderungsprofil insoweit erfahrene Fachkraft
Dokumentation fir tragerinterne Verfahren
Aufforderung zur Ausstellung eines erweiterten Fiihrungszeugnisses
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Anlage 1 - Rechtskréaftige Verurteilungen i. S. des 8 72 a SGB VIl — Kinder- und Ju-
gendhilfe (KJHG)

Folgende Straftatbestande des Strafgesetzbuches (StGB) sind relevant:
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Verletzung der Fursorge- oder Erziehungspflicht (§ 171)
Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen (§ 174)

Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behérdlich Verwahrten oder Kranken und
Hilfsbedirftigen in Einrichtungen (§ 174a)

Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung (§ 174b)

Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder
Betreuungsverhaltnisses (§ 174c)

Sexueller Missbrauch von Kindern (§ 176)

Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern (§ 176a)

Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge (§ 176b)
Sexuelle Nétigung, Vergewaltigung (§ 177)

Sexuelle Notigung und Vergewaltigung mit Todesfolge (§ 178)
Sexueller Missbrauch widerstandsunfahiger Personen (§ 179)
Forderung sexueller Handlungen Minderjahriger (§ 180)
Ausbeutung von Prostituierten (§ 180a)

Zuhalterei (§ 181a)

Sexueller Missbrauch von Jugendlichen (§ 182)
Exhibitionistische Handlungen (§ 183)

Erregung offentlichen Argernisses (§ 183a)

Verbreitung pornographischer Schriften (§ 184)

Verbreitung gewalt- oder tierpornographischer Schriften (§ 184a)
Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften (§ 184b)

Verbreitung pornographischer Darbietungen durch Rundfunk, Medien- oder Tele-
dienste (§ 184c)

Auslbung der verbotenen Prostitution (§ 184d)
Jugendgefahrdende Prostitution (§ 184e)
Misshandlung von Schutzbefohlenen (§ 225).
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Anforderungsprofil einer insoweit erfahrenen Fachkraft

Aufgaben und Rolle

Die insoweit erfahrene Fachkraft stellt kein neues Berufsbild der Sozialen Arbeit dar,
sondern ein Instrument der Qualitatsentwicklung im Kinderschutz, insbesondere im
Verfahren der Risikoabschatzung.

Sie hat im eigentlichen Sinne eine Doppelfunktion, die vordergrindig durch die un-
mittelbare Mitwirkung an der Risikoabschatzung bestimmt wird. Auf Grundlage dieser
eigenstandigen Risikoabschatzung der insoweit erfahrenen Fachkraft berat diese im
weiteren Verfahren die fallzustandige Fachkraft bzw. weitere Fall-verantwortliche

Sie dient damit der Erhéhung der Handlungssicherheit bei den Fachkraften von
Diensten und Einrichtungen der Jugendhilfe.

Die insoweit erfahrene Fachkraft berat zur Entscheidungsfindung, trifft grundsatzlich
jedoch keine Entscheidung und hat somit keine Fall- und Prozessverantwortung. Die
Beratung der insoweit erfahrenen Fachkraft ersetzt nicht die Diagnose/Einschatzung
der Gefahrdungssituation durch die fallzustandige Fachkraft.

Aufgaben der insoweit erfahrenen Fachkraft im Verfahren der Risikoabschatzung:

- Klarung der Rollen der einzelnen Beteiligten

- Verbesserung der Handlungsfahigkeit der Beratenden
- Klarung der individuellen Verantwortung der Fachkrafte
- Strukturierung von Informationen und Beobachtungen
- Strukturierung der Erarbeitung von Handlungsplanen

- Versachlichung, besseres Fallverstehen

fallunspezifische Aufgaben:

-,Vorbeugen“ gegen personenbezogene und institutionelle Verdrangungs-
mechanismen

- Qualitatssicherung und —entwicklung in Bezug auf Verfahrensablaufe und
Entscheidungen

- Erarbeitung fachlicher Positionen und Standards

- Ermittlung von Fortbildungsbedarfen innerhalb des eigenen
Zustandigkeitsbereiches

- Evaluation und Fortschreibung des tragerinternen Verfahrens im Zusammenwirken
mit der Koordinatorin fur Kinderschutz

- steht nach Vereinbarung fur andere (kleine) Trager zur Verfugung (externe
Fachkraft)

Sowohl unter fachlich als auch strafrechtlich relevanten Aspekt muss die insoweit

erfahrene Fachkraft auf offensichtliche Fehleinschatzungen oder unzureichende
Schlussfolgerungen im Rahmen der Risikoabschatzung nachdrucklich hinweisen.
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Anforderungen:

Grundsatzlich mussen fur eine insoweit erfahrene Fachkraft die Anforderungen der
§§ 72 und 72a SGB VIII erfillt sein. Damit ist gesichert, dass ausschliel3lich Fach-
krafte der Jugendhilfe in diesem Sinne in Betracht kommen; ehrenamtliche Mitarbei-
ter der Jugendhilfe damit nicht betraut werden kénnen. Eine insoweit erfahrene
Fachkraft sollte Uber eine mehrjahrige einschlagige Berufserfahrung (fachlich emp-
fohlen: 5 Jahre) insbesondere in der Arbeit mit krisenhaften Situationen verfligen.
Bestimmte Kernkompetenzen sollten aul3erdem ausgepragt sein:

- fachbereichsubergreifende Rechtskenntnisse (SGB VIII, insbesondere § 8a, sowie
dessen gesetzliche Einbettung; BGB; FGG; StGB sowie gesetzliche Datenschutzbe-
stimmungen)

- diagnostische Kenntnisse und Fahigkeiten zum Erfassen und Bewerten riskanter
Lebenssituationen

- das Wissen um riskante Lebenssituationen fur Kinder, die Risikofaktoren, Entste-
hungen und Auswirkungen auf die kindliche Entwicklung

- Fahigkeiten und Fertigkeiten in Gesprachsfuhrung und Moderation (auch von Grup-
pen)

- die Fahigkeit zur Selbstreflexion

- die Fahigkeit zur professionellen Balance von Nahe und Distanz

- Kenntnisse uber die regionale Angebotsstruktur und Netzwerkaktivitaten

- Kenntnisse Uber und Erfahrungen mit der Arbeit des Fachbereichs Jugend, Schule
und Sport (Jugendamt)

- Kenntnisse Uber die Arbeit von Familiengerichten, Polizei, Staatsanwaltschaft sowie
uber andere kinderschutzrelevante Institutionen und Behdrden aus den Bereichen
Bildung, Gesundheit, Soziales oder Arbeit
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Dokumentation fur tragerinterne Verfahren bei Verdachtsfallen von Kindes-
wohlgefahrdung, gem. 8 8a Abs.2 SGB VIl

Dieses vorliegende Arbeitsmaterial kann als Dokumentationsgrundlage fir die tragerinternen
Verfahren nach § 8a Abs. 2 SGB VIl genutzt werden. So wurde der Hinweis aus der Praxis,
die Dokumentation zu vereinheitlichen und den Tragern damit eine Hilfestellung zu geben,
umgesetzt. Die Dokumentation bezieht sich auf die wesentlichen Verfahrensschritte zur Um-
setzung des § 8a SGB VIlI-Schutzauftrag bei Kindeswohlgefahrdung.

Das Material wurde gemeinsam von der Arbeitsgruppe der insoweit erfahrenen Fachkrafte
und der Koordinatorin fiir Kinderschutz erarbeitet.

Verfahrensschritte

1. Beobachtungen von gewichtigen Anhaltspunkten fur eine Kindeswohlgefahrdung

Hier notiert die Fachkraft ausschlieBlich ihre Beobachtungen; eine Wertung / Einschatzung
der Situation nimmt sie nicht vor.

Diese Beobachtungen bilden die Grundlage fir die Risikoabschatzung. Erst dort erfolgt die
Einschatzung, ob eine Kindeswohlgefahrdung vorliegt.

2. Risikoabschéatzung

In den tragerinternen Verfahren erfolgt die Risikoabschatzung teilweise in unterschiedlichen
methodischen Schrittfolgen. Die vorliegende Dokumentation bezieht sich auf den Schritt der
Risikoabschatzung unter Einbeziehung der insoweit erfahrenen Fachkraft

kollegiale Fallberatung/Teamberatung/Info an Leitung

Hinzuziehung insoweit erfahrene Fachkraft

Krisenteam

3. Uberpriifung, wenn Hilfen ohne Kenntnis des Jugendamtes vermittelt wurden

Die Uberpriifung, ob angebotene Hilfe angenommen und /oder ausreichend sind, um die
Kindeswohlgefahrdung abzuwenden, sollte in einem festgelegten Zeitraum mit den Fachkraf-
ten, die an der Risikoabschatzung beteiligt waren, vorgenommen und dokumentiert werden.

4. Information des Jugendamtes

Sind die Personensorgeberechtigten nicht gewillt oder in der Lage mitzuwirken oder sind die
angebotenen Hilfen nicht ausreichend, bzw. werden nicht angenommen, so ist gem. § 8a
Abs. 2 SGB VIl das Jugendamt zu informieren.

Dafir ist der Meldebogen aus dem Kinderschutzkonzept zu verwenden. Verantwortlich fir
die Information des Jugendamtes ist die fallverantwortliche/ wahrnehmende Fachkraft
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1. Beobachtungen von gewichtigen Anhaltspunkten fiur eine Kindeswohlgefahrdung

Name der wahrnehmenden Fachkraft:
Name des Kindes: Geburtsdatum:

Adresse:

wann wurde was, wie durch wen beobachtet:

Unterschrift:
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2. Risikoabschéatzung

Von (wahrnehmende FK):

ist am: Fachkraft:
hinzugezogen worden zur Abwagung des Verdachts beziglich

des Kindes/Jugendlichen:
Geb. Datum: Alter:

Adresse: [ ] unbekannt?

Weitere beteiligte Fachkrafte:

Schilderung des Sachverhalts

Zeigt das Kind/Jugendliche

A)Verhaltensauffalligkeiten?
B) korperliche Symptome?
C) psychische Symptome?

Wenn ja, welche und seit wann (beiliegende Checkliste von mdglichen Indikatoren kann zur

Hilfe genommen werden)

Was ist Uber die familiare und psycho-soziale Situation des betreffenden Kin-

des/Jugendlichen bekannt?
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Welche familiaren Risikofaktoren sind bekannt?

Gibt es andere Erklarungsmoglichkeiten fur das auffallige Verhalten des Kindes?

Wurden bereits Schritte eingeleitet, die Personensorgeberechtigten in die Risikoabschatzung
einbezogen oder ihnen Hilfen angeboten? (wann, welche Hilfe?)

Schlussfolgerungen

Erhartet sich der Verdacht der Kindeswohlgefahrdung aufgrund der oben genannten Infor-
mationen?

[Jja
(nachste Schritte)

[ ] nein (Begriindung):
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Vereinbarungen der nichsten Schritte:

[] Einbeziehung der Personensorgeberechtigten zur Risikoabschéatzung.
Termin am: verantwortlich:

[] den Personensorgeberechtigten ist Hilfe anzubieten
Termin am : verantwortlich:

Erscheinen tragerinterne Hilfen ausreichend? :

[] Uberpriifung, ob bereits angebotene Hilfen angenommen bzw. ausreichend sind
Termin am: verantwortlich:

[ ] Es besteht die Notwendigkeit das JA zu informieren
(Meldebogen aus Kinderschutzkonzept)

[] Eine sofortige Unterstiitzung/Intervention ist notwendig.

[] sonstige Absprachen

Die Vereinbarungen sind im Konsens aller anwesenden Fachkrafte getroffen.
[1ja

[] nein - unterschiedliche Standpunkte der Fachkrafte zu:

Unterschriften der beteiligten Fachkrafte:
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3. Uberpriifung, wenn Hilfen ohne Kenntnis des Jugendamtes vermittelt wurden

Datum:

Beteiligte Fachkrafte:

Den Personensorgeberechtigten des Kindes:
Ist entsprechend des Protokolls vom ...

folgende Hilfe angeboten worden:

Folgende Veranderungen sind deutlich, bezuglich:

[] Verhaltensauffalligkeiten

[] kérperlicher Symptome

[] psychischer Symptome

[ ] familidre Situation
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Schlussfolgerung:

[] der Verdacht der Kindeswohlgefahrdung besteht nicht mehr
[] Hilfen werden nicht angenommen

[ ] Hilfen erscheinen nicht ausreichend

Vereinbarungen der nachsten Schritte:

[] Es besteht die Notwendigkeit das JA zu informieren (Meldebogen aus Kinderschutzkon-
zept)

[] Eine sofortige Intervention ist notwendig.

[] sonstige Absprachen

Die Vereinbarungen sind im Konsens aller anwesenden Fachkrafte getroffen.
[1ja

[] nein - unterschiedliche Standpunkte der Fachkrafte zu:

Unterschriften der beteiligten Fachkrafte:
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Mogliche Anhaltspunkte/Hinweise auf das Vorliegen einer Kindeswohlgefahr-
dung

Anhaltspunkte beim Kind

Nicht plausibel erklarbare sichtbare Verletzungen (auch Selbstverletzungen)
Korperliche oder seelische Krankheitssymptome (z. B. Einnédssen, Angste, Zwange...)

Ernédhrungssituation
zu geringe Gewichtszunahme beim Saugling, tberalterte oder verdorbene Nahrung, nicht alters-
gemale Nahrung, zu wenig Nahrung, mangelnder Vorrat an Nahrung, unsaubere Nahrung, man-
gelnde Hygiene des Ess- und Kochgeschirrs, keine Abwechslung bei Nahrung, unregelmaRiges
und nicht zulassiges Essen und Trinken, Zeichen von Uber- und Fehlerndhrung, u.a.m.

Schlafméglichkeiten
kein eigener Schlafplatz, beengter Schlafplatz, fehlendes Bett, fehlende Matratze, nasser muffiger
Schlafplatz, ungeregelter Tag-Nacht- Rhythmus, fehlende Decken zum Schutz vor Kélte, fehlende
Abschirmung des Schlafplatzes (z.B. Einraumwohnung) Schutz der Intimsphére des Kindes
(Schutz vor sexueller Ausbeutung), u.a.m.

Ausreichende Kérperpflege
unregelmafiges oder zu seltenes Wickeln, langes Belassen in durchnassten und eingekoteten
Windeln, unregelmaRiges oder sehr seltenes Waschen und Baden, Schmutz- und Kotreste auf der
Haut des Kindes, fehlende Zahnhygiene, erkrankte oder verdorbene Milchzahne, unbehandelte
entzindete Hautoberflachen u.a.m.

Witterungsangemessene Kleidung
mangelnder Schutz vor Hitze oder Kalte, zu enge oder zu grolRe Kleidung (z.B. Schuhe), witte-
rungsunangemessene Kleidung mit der Folge des tGibermafigen Schwitzens oder Frierens, u.a.m.

gesundheitliche Vor- und Fursorge
Nicht- Wahrnehmen von Vorsorgeuntersuchungen (U1-U8), Nicht- Erkennen und Nicht- Behan-
deln von Krankheiten, Verweigerung von Krankheitsbehandlung, fehlen von einer hausarztlichen
Anlaufstelle, unbehandelte chronische Krankheiten, haufige Krankenhausaufenthalte aus Unfal-
len, fehlende Sicherung der Zahngesundheit (faulende Zahne) u.a.m.

Gesicherte Betreuung und Aufsicht
ohne altersentsprechende Aufsicht lassen (z.B. auf Wickeltisch, in der Badewanne, beim Spiel im
Freien), Kleinkinder allein in der Wohnung lassen, Kinder nachts (ohne Ansprechpartner) alleine
lassen u.a.m.

Anregung/Spielmdglichkeiten des Kindes
Karge und nicht ausgestattete (Spiel-) Rdume fur das Kind, Fehlen von Spielzeug, Fernseher als
einziges Angebot, keine altersgerecht motorische uns sensomotorische Entwicklung, Sprachsto-
rung u.a.m.

Sachgeméle Behandlung von Entwicklungsstdrung
Nicht-Erkennen und Nicht-Behandeln von Entwicklungsverzégerungen, und Behinderungen u.a.m.

Emotionale Zuwendung von Bezugspersonen
keine oder grobe Ansprache des Kindes, haufige korperliche oder verbale Ziichtigung des Kindes
(Drohen, Erniedrigen, Schitteln, Schlagen), herab setzender Umgang mit dem Kind, Verweige-
rung von Trost und Schutz, Verweigerung von Képerkontakt, Verweigerung von Zuneigung und
Zartlichkeit, standig wechselnde Bezugpersonen, haufiges Uberlassen unterschiedlichster
Betreuungspersonen, Hospitalismus (Schaukelbewegung) Einndssen/Einkoten altere Kinder,
u.a.m.
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Gewahrung altersangemessener Freiraume
Einsperren, Kontaktverbot zu Gleichaltrigen (z.B. aus Kindergarten), keine altersentsprechende
Freunde/Freundinnen, Klammerung und Uberbehiitung, Uberforderung durch zu groRRe Verant-
wortungsbelastung, u.a.m.

Anhaltspunkte in der Familie/Umfeld

Gewalttatigkeiten in der Familie

Sexuelle oder kriminelle Ausbeutung des Kindes oder Jugendlichen

Eltern psychisch oder suchtkrank, kdrperlich oder geistig beeintrachtigt

Familie in finanzieller bzw. materieller Notlage

Desolate Wohnsituation (z. B. Vermillung, Wohnflache, Obdachlosigkeit...)
traumatisierende Lebensereignisse (z. B. Verlust eines Angehdrigen, Unglick...)
Schadigendes Erziehungsverhalten durch Eltern/andere Bezugspersonen
Mangelnde Entwicklungsférderung durch Eltern

Soziale Isolierung der Familie

Desorientierendes soziales Milieu bzw. desorientierende soziale Abhéngigkeiten

Anhaltspunkte zur Mitwirkungsbereitschaft und —fahigkeit

Kindeswohlgeféahrdung durch Erziehungs- oder Personensorgeberechtigte nicht abwendbar
Fehlende Problemeinsicht

Unzureichende Kooperationsbereitschaft

Mangelnde Bereitschaft, Hilfe anzunehmen

Bisherige Unterstitzungsversuche unzureichend

Ressourcen beim Kind/innerhalb der Familie/des Umfeldes

Finanzielle/materielle Situation
(Einkommen der Familie ist ausreichend, Einkommen wird sinnvoll genutzt, die Grundbedirfnisse des Kindes sind sicherge-
stellt) u.a.m.

Hausliche/raumliche Situation
(eigener Wohnraum; ausreichender Wohnraum; angemessene gesundheitliche, hygienische Wohnbedingungen, u.a.m.)

Familidre Beziehungssituation
(funktionierende familidre Beziehungen, stabile Partnerschaft; angemessener Umgangston) u.a.m.

Soziale Situation der Familie
stabile Familien- und Verwandtschaftsbeziehungen, positive Partnerschaft; Durchsetzungsfahigkeit im Umgang mit Behorden
und Institutionen

Persdnliche Situation der Erziehungspersonen
Alltagliche Strukturierungsfahigkeit; Kommunikationskompetenz; Bewaltigungsstrategien; eigenen Interessen/Ziele werden
verfolgt) u.a.m.
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Meldebogen an das Jugendamt Cottbus (ASD) bei Kindeswohlgefahrdung gem. § 8a Abs. 2
SGB VIl (nach Abschluss des tragerinternen Verfahrens)
Faxvorlage fir Nr.: 0355 612 3502

Trager/Einrichtung:
Tel:

Meldende Person /Funktion:

Name des Kindes: Geburtsdatum:
Derzeitiger Aufenthalt bei:

Anschrift:

Gewichtige Anhaltspunkte:

Welche Hilfsangebote seitens des Tragers wurden den Personensorgeberechtigten unterbrei-
tet?

Wann MalRnahme Weitere Beteiligte

Art der Schadigung:
Risikoabschatzung:

[] Eltern nehmen die angebotene Hilfe nicht an
[] Eltern erscheinen nicht in der Lage, die Hilfe anzunehmen
[] die Gefahrdungssituation kann tragerintern nicht abgewendet werden

Grad der Gefahrdung: [ Jakute Gefahrdung
[latente Gefahrdung

Meldung beruht auf:

[] eigenen Beobachtungen [ ] Hérensagen [] Vermutungen anderer Personen

Telefonische Empfangsbestéatigung ist erfolgt [] am: durch:

Datum, Unterschrift:
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Aufforderung zur Vorlage eines erweiterten Filhrungszeugnis gem. 8 30 a Abs. 2
BZRG

Hiermit bestatigen wir, dass Herr/Frau

wohnhaft:

gem. § 30a Abs. 2 des Bundeszentralregistergesetzes zur Ausiibung einer
[] beruflichen Téatigkeit, die der Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder Ausbildung

Minderjahriger dient
konkrete Tatigkeit:

[] beruflichen Tétigkeit, die in einer vergleichbaren Weise geeignet ist, Kontakt zu Minder-
jahrigen aufzunehmen
konkrete Tatigkeit:

[ ] enrenamtlichen Tétigkeit, die der Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder Ausbildung
Minderjahriger dient
konkrete Tatigkeit:

[ ] enrenamtlichen Tétigkeit, die in einer vergleichbaren Weise geeignet ist, Kontakt zu Min-
derjdhrigen aufzunehmen
konkrete Tatigkeit:

ein erweitertes FUhrungszeugnis vorweisen muss.

auffordernde Stelle:

Unterschrift
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Stadtverwaltung Cottbus
Geschaftsbereich IlI
Jugend, Kultur, Soziales

Fachbereich Jugend, Schule und Sport
Karl-Marx-Stralle 67
0355 6123515
0355 6123503
www.cottbus.de/kinderschutz




	Sofern der Träger über eine insoweit erfahrene Fachkraft2 verfügt, ist diese dem Jugendamt zu benennen. Das Jugendamt erstellt aus diesen Nennungen eine Liste der in Frage kommenden insoweit erfahrenen Fachkräfte. 

